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Funktionsmängel der Frachtenordnung in der Binnenschiffahrt 
- dargestellt am Kiesverkehr vom Oberrhein -

VON CHRISTOPH STOERB, DINSLAKEN 

I. Die marktordnungspolitische Ausgangslage 

Seit dem 1. 1. 1969 werden im innerdeutschen Binnenschiffsverkehr verschärfte Tarif­
kontrollen durchgeführt. Zur Beseitigung der Überkapazität der deutschen Binnenschiff­
fahrt wurde seit 1968 eine Abwrackaktion gestartet. Trotz dieser schützenden Maß­
nahmen für die deutsche Binnenschiffahrt konnten weder der Binnenschiffahrtstarif 
(~TB) no~h die Abwrackaktion zu einer durchgreifenden Gesundung der deutschen 
BmnenschIf~.ahrt und zu einem längerfristigen Marktausgleich zwischen Angebot und 
Nachfrage fuhren. Obwohl nun der grenzüberschreitende Binnenschiffsverkehr in keiner 
Wei~e von st~atlichen ordnungspolitischen Maßnahmen, was die Preisgestaltung betrifft, 
b~elnflußt. wIrd, wurden gerade für diesen Verkehrsbereich große Investitionen vom 
~mnensc~Iffsgewerbe getät~gt. Die sta~ke Zunahme des Schubverkehrs spielt im grenz­
ube.rschreltenden Verkehr eme wesentlIche Rolle. Die Argumente des deutschen Binnen­
schIffahrtsgewerbes gegen eine Preisliberalisierung werden demnach durch die Entwick­
lung des Schubverkehrs nicht bestätigt. Folgende Argumente führt das Binnenschiff­
fahrtsgewerbe gegen eine Preisliberalisierung an: 1) 

Der interne Wettbewerb innerhalb der deutschen Binnenschiffahrt - verstärkt durch 
den Wettbewerb mit der DB - müsse einen ruinösen Preisverfall auslösen. 

Die. chronische. Überka~azität in der Binnenschiffahrt bewirke eine Verstärkung des 
PreIsdrucks. DIe KapazItätsfrage müsse daher vor der Preisbildungsfrage gelöst wer­
den. 

Eine Preisliberalisierung sei unvereinbar mit der Vorschrift des § 21 Abs. 2 Satz 1 
BschiVG (Forderung nach einer Vollkostendeckung zuzüglich einer angemessenen 
Gewinnspanne). 

Die Partikuliere neigten zu einer "inversen Angebotsreaktion ", indem sie bei rück­
läufigen P~eisen de~ Erlös- und .Einkommensausfall durch eine mengenmäßige Ange­
botsausweltung zu uberkompensleren versuchten und damit bei liberalisierter Frach­
tenbildung den bereits vorhandenen Preisdruck noch weiter verschärfen würden. 

Festpreise seien im konjunkturellen Preiszyklus ein Element der Stabilität. 
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Die derzeitige Preisbildung in Frachtenausschüssen würde bei der gleichgewichtigen 
Vertretung von Anbietern und Nachfragern marktgerechte Entgelte sicherstellen. 

Vor einer möglichen Preisliberalisierung müßten folgende ordnungspolitische Maßnah­
men verwirklicht sein2

): 

Regulierung der Kapazität, 
Harmonisierung der Wettbewerbsbedingungen, 
Lösung des Eisenbahnproblems, 
Beseitigung des zersplitterten Angebots im Wege der Kooperation und Konzentra­
tion in der Reedereischiffahrt. 

Die Verladerseite sieht jedoch in der Preisliberalisierung die zweckmäßigste Marktordnung 
für die deutsche Binnenschiffahrt, und zwar aus folgenden Gründen3

): 

Das bisherige Festfrachtensystem gestatte keine ausreichende Differenzierung der 
Preise nach den individuellen Nachfrage-, Konkurrenz- und Kost('nbedingung~n. 

Die Umständlichkeit des Preisbildungsverfahrens ermögliche keine rechtzeitige An­
passung der Tarife an veränderte Marktverhältnisse. 

Verbindliche Festfrachten für die einzelnen Leistungsanbieter führten keine best­
mögliche Verkehrsbedienung und Aufgabenteilung herbei. 

Das Argument der Marktrnacht der Verlader sei mit marktstrukturellen Tatbeständen 
nicht zu stützen; dieses Argument habe nur temporäre Gültigkeit, wobei jedoch auch 
die umgekehrte Konstellation eines" Verkäufermarktes" wirksam werden könnte. 

Die Festpreise seien kein Element der Stabilität im konjunkturellen Preiszyklus, da 
die Festpreise gerade in schlechten Beschäftigungszeiten durch Ausweich- und Umge­
hungspraktiken unterboten würden4

). 

Die Binnenschiffahrt sei mit einem Festfrachtsystem vor allem nicht in der Lage, 
der Konkurrenz der Bundesbahn mit ihrer differenzierten und offensiven Ausnahme­
tarifpolitik wirksam zu begegnen. 

Besonders · harte Diskussionen um den FTB werden seit Anfang 1970 für die Festlegung 
der Binnenschiffahrtsfrachten für Sand, Kies und Splitt ab oberrheinischen Ladestellen 
im binnendeutschen Verkehr geführt. Die Ursache ist darin zu suchen, daß bei nahezu 
konstant bleibenden Marktfrachten ab französischen Ladestellen durch den Anstieg der 
FTB-Frachten im binnendeutschen Verkehr eine disparitätische Frachtenentwicklung 
ausgelöst wurde. DIese Frachtdisparität führte zu einer Wettbewerbsbenachteiligung der 
deutschen Kieswerke. Die Vorschläge zur Überwindung dieser Situation reichten von 
einer "Kieskonvention Oberrhein" bis zu einer Freigabe der Frachtraten. Der Bundes­
minister für Verkehr hat am 28.2. 1978 mit Wirkung vom 1. 4.1978 die Diskussion um 
den FTB zunächst dadurch beendet, daß er eine erhöhte Marge von - 35 % festlegte mit 
Ausnahme der Frachtraten für Verladungen nach Häfen im nordwestdeutschen Kanal­
gebiet. 

2) Vgl. Durgeloh, H., Elemente ... , a.a.O., S. 71 ff. 
3) Vgl. Willeke, R., Böttger, W., Baum, H., Schmidt, K., Margentarife für die Binnenschiffahrt 

(= Buchreihe des Instituts für Verkehrswissenschaft an der Universität zu Köln, Bd. 35), Düssel­
dorf 1977, S. 38. 

4) Starke Unterbietungen der Festpreise durch Manipulationen konnten bei empirischen Ermitt­
lungen, insbesondere in den Jahren 1966 und 1975, festgestellt werden . 
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Der vorliegende Beitrag verfolgt das Ziel, die Daseinsberechtigung des FTB kritisch zu 
beleuchten. Da am Oberrhein zwei unterschiedliche Verkehrsmarktordnungen im binnen­
deutschen ~nd .gre~züberschreitenden Verkehr gegeben sind, soll an den Auswirkungen 
der FestpreIse 1m mnerdeutschen Binnenschiffsverkehr ab Oberrhein auf die deutschen 
V~rlader und auf die Binnenschiffahrtstreibenden aufgezeigt werden, inwieweit der FTB 
seme Fun~tion als Ordnungsinstrument erfüllt. Die Auswirkungen der Frachtenentwick­
lung auf dIe V~rlader werden dabei gemessen an den Veränderungen der Gesamtversand­
mengen an KIes ab deutschen oberrheinischen Kiesverladestellen,am Anteil des cif­
und fob-Geschäftes an der Gesamtversandmenge und an veränderten mengenmäßigen 
Z.usamme~setzungen der Absatzgebiete. Die weitere Untersuchung erstreckt sich auf 
dI~ AUSWIrkungen der Frachtenentwicklung auf das Angebot von Binnenschiffahrts­
leIstungen am Oberrhein. Um klären zu können, inwieweit der FTB den wirtschaftlichen 
Verhältnissen der Anbieter Rec~nung trägt, wird für ein repräsentatives Fahrzeug eine 
Selbstkostenr~chnung erstellt. DIese Selbstkostenrechnungen können nur aufgrund von 
unternehmensmternen Sachverhalten aufgestellt werden, die durch ge zielte Einzelbe­
fragungen von Reedern und Partikulieren ermittelt werden können. Die Selbstkosten­
rechnungen wer~e~ mit de.m !'live au der Marktpreise und den FTB-Raten verglichen. 
An?and der Pre~sbIldungskntenen des § 21 des Gesetzes über den gewerblichen Binnen­
schlffsve~kehr wIrd geprüft, ob der FTB die einzelnen Postulate des Gesetzgebers erfüllt. 
Durch dIe Verkehrs~arktordnung soll ein Interessenausgleich zwischen Verkehrsgewerbe 
und verladender WIrtschaft unter Beachtung des allgemeinen Wohls erreicht werden. 
Das z~ntrale Problem dies~s Beitrags liegt darin, anhand der Selbstkostenrechnungen im 
VergleIch zu den MarktpreIsen und FTB-Sätzen herauszufinden, inwieweit bei der Tarif­
festlegung. durch die Überbetonung des Interesses einer Marktpartei das gesamte System 
zum ScheItern verurteilt ist. In einem weiteren Teil werden die einzelnen Schwächen 
des gegenwärtigen Festfrachtensystems herausgearbeitet. Da die augenblickliche Ver­
kehrsmarktordnung eine schnelle Liberalisierung des Preissystems nicht zuläßt, werden 
Verände~~ngssch~itte aufgezeigt, d~e vom jetztigen FTB-System zu einem Margentarif­
system fuhren konnten. In der weIteren Diskussion um einen Margentarif soll dann der 
grundsätzliche Fortfall einer Preisuntergrenze in einem Referenztarifsystem erörtert 
werden. 

11. Die Auswirkungen der Frachtenentwicklung im Kiesverkehr 
ab Oberrhein auf die Verlader 

1. Die Entwicklung der Binnenschiffahrtsfrachten ab Oberrhein 

Bis zum 1. 1. 1969
5

) waren die Frachtraten im innerdeutschen Verkehr ab Oberrhein 
für Kies u~d ab d.en franz~sischen .Lad.estellen zu entsprechenden Löschstellen gleich 
hoch, da bIS zu dIesem ZeItpunkt 1m mnerdeutschen Raum faktisch auch eine freie 
Preisbildung gegeben war. 

Die Tabelle 1 zeigt am Beispiel der Entwicklung der Frachtraten von Zone 1 nach Münster 
daß die Entwicklung der FTB-Frachten nicht parallel mit den Marktfrachten verlaufe~ 
ist, wobei in den Jahren von 1974 bis 1977 gravierende Preisdifferenzen zu beobachten 

5) Einführung der Frachtenüberwachung für alle innerdeutschen Binnenschiffstransporte. 
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Tab. 1: Entwicklung der Binnenschiffahrtsfrachten Oberrhein (Zone 1) 

nach Münster im Zeitraum 1971 - 1977 

Jahr 

1971 
1972 
1973 
1974 
1975 
1976 
1977 
Ende 1978 

FTB Fracht (ohne KWZ6
) 

abzüglich Marge 

7,66 
7,74 
8,13 
8,70 
8,89 

10,45 
10,45 
10,45 

Quelle: FTB, eigene Erhebungen bei oberrheinischen Kieswerken. 

Marktfracht 
(inkl. KWZ) 

6,50 
7,00 
5,50 
5,00 
4,75 
6,50 
5,50 
7,50 
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sind. Die Tatsache, daß die FTB-Frachten in den Jahren 1974/7 5 (] ahre mit sehr guter 
Wasserführung) bei Beförderungen ab elsässischen Ladestellen um etwa 40 % unterboten 
wurden, wird auch von der Frachtenprüfstelle West bestätigt. In einer Untersuchung von 
Willeke, Baum, Hoener 7) wird ebenfalls diese Entwicklung für Transporte in andere Ge­
biete, also nicht nur in das westdeutsche Kanalgebiet, bestätigt. In den Jahren 1973/1974 
fanden die deutschen Kieswerke eine praktikable Regelung zur Umgehung des FTB. 
Mit stillschweigender Duldung durch die Frachtenprüfungsbehörden exportierten sie 
zunächst Kies und Splitt nach Frankreich und reimpörtierten diese Güter anschließend 
wieder. Sie schufen damit die Bedingungen eines grenzüberschreitenden Verkehrs mit 
freien Marktfrachten. Bis Mitte 1976 waren daher über diesen Umweg an beiden Rhein­
ufern freie Frachtvereinbarungen möglich. Der Bundesminister für Verkehr stellte am 
1. 7. 1976, fest, daß diese Transporte eine Umgehung der Bestimmungen des Gesetzes 
über den gewerblichen Binnenschiffsverkehr im Sinne des § 42 a bedeuteten. Die Frach­
tenprüfungsorgane der Wasser- und Schiffahrtsdirektion - Außenstelle Duisburg -
wurden damals beauftragt, diese Verkehre zu prüfen und Verstöße nach dem 1. 8. 1976 
unnachgiebig zu ahnden. Auf Antrag des Wirtschaftsverbandes Steine und Erden Baden­
Württemberg e. V. wurde im Juli 1976 die Minusmarge der Frachtentableaus ab ober­
rheinischen Ladestellen von 11 % auf 35 % erhöht, wobei Frachten zum westdeutschen 
Kanalgebiet von dieser Regelung nicht erfaßt wurden. Da die festgelegten Frachtraten ab 
deutschen Ladestellen immer noch um etwa 10-15 % höher waren als die freien Fracht­
raten, setzten nun zwei Entwicklungen ein, die wiederum indirekt zu einem Herabsinken 
der deutschen Frachtraten auf das Niveau der Frachtraten ab französischen Ladestellen 

6) KWZ - Kleinwasserzuschläge = Zuschläge zur Grundfracht, die zur Anwendung kommen, wenn 
bei sinkendem Wasserstand die volle Auslastung der Schiffe nicht mehr möglich ist. Die offiziellen 
Pegelstände (Ruhrort, Köln, Kaub usw.) sind dabei maßgeblich für die Berechnung. 

7) Vgl. Willeke, R., Baum H., Hoener, W., Wettbewerbswirkungen unterschiedlicher Frachtenbil­
dungssysteme in der Binnenschiffahrt - Der Fall Oberrheinkies - (= Buchreihe des Instituts 
für Verkehrswissenschaft an der Universität zu Köln, Nr. 38), Düsseldorf 1978, S. 47. 
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fÜhrt~nkl und damit .zu einem Marktausgleich der beiden unterschiedlichen Frachtraten-
en~wlc ungen tendIerten. Auf der einen Seite wuchs der Werkverkehr auf d d 
SeIte wurden Absatzgebiete umstrukturiert. . ' er an eren 

Tab. 2: ~urch~chnittli~he Tagespreise, ermittelt bei verschiedenen Verbrauchern in 
er Zezt von Mttte Februar 1977 bis Ende Mdrz 1977: Theoretische Endpreise 

FTB Material- End- Markt- Material- End-
preis preis fracht preis preis 

Essen 8,67 2,70 11,37 5,00 2,70 7,70 Dortmund 10,09 2,70 12,79 5,30 2,70 8,00 Münster 11,24 2,70 13,94 6,20 2,70 8,90 Ladbergen 12,46 2,70 15,16 6,50 2,70 9,20 Lingen 14,42 2,70 17,12 8,00 2,70 Leer 15,64 10,70 
2,70 18,34 8,50 2,70 11,20 Kampe 15,54 2,70 18,24 8,50 2,70 Oldenburg 15,91 11,20 
2,70 18,61 8,50 2,70 11,20 

Quelle: ~TdB, ewIg~.ne Erhbebungen und Auskünfte beim Wirtschaftsverband Steine und Erden 
a en- urttem erg e. V. 

5T~~~lhle"h2 zeligt, dalß s~mtliche FTB-Frachten in das westdeutsche Kanalgebiet um nahezu 
/0 0 er agen a s dIe Marktfrachten. 

2. Auswirkungen der Frachtenentwicklung auf den Absatz 

Tab. 3: ~ie M~rktanteile beim Versand von Sand, Kies und Splitt ab Oberrheinstationen 
zm Zettraum 1974 - 1977 . 

V-ersand ab deut- Versand ab 
schen Ladestellen französischen Kieswerken 

Jahr Mio. t % 

1974 11,7 53 
1975 12,4 55 
1976 10,9 56 
1977 12,5 61 

Quelle: Stat~st~sches Landesamt Baden-Württemberg, 
StatIstIsches Landesamt RheinIand-Pfalz. 

Mio. t % 

10,3 47 
10,1 45 

8,5 44 
8,0 39 

Gesamt-
versand 

Mio. t 

22,0 
22,5 
19,4 
20,5 

Tabell~ 3 zeigt die .. ~ntwicklung der über dem Wasserweg transportierten Versandmen en 
~i~~ K:es ab franz~sIschen un? deutschen Ladestellen. In den Jahren 197 4-1977 ha~en 

dIe Marktanteilswerte beIm Versand von Kies zugunsten der deutschen Kieswerke 

• 
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verschoben, und zwar von einem Marktanteil von 53 % im Jahre 1974 auf einen Markt­
anteil von 61 % im Jahre 1977. Man kann also aus der unterschiedlichen Frachtenent­
wicklung nicht auf einen Rückgang des Gesamtabsatzes der deutschen Kieswerke am 
Oberrhein schließen. Dieser gegenteilige Verlauf der Frachtraten und des Anteils am 
Gesamtabsatz von Kies und Sand hat folgende Ursachen (vgl. Tab. 4): 

Tab. 4: Die Versandmengen auf dem Wasserwege von Sand, Kies, Splitt im 
Zeitraum 1974 - 1977 in Mio. t der deutschen Kiesverlader 

Rheinge- Neckar Westdeutsches Ausland: 
biet bis und Main Kanal- Holland, 

Jahr Emmerich gebiet Belgien, 
Schweiz 

1974 6,1 3,2 1,2 1,3 
1975 6,1 3,3 1,9 1,1 
1976 5,6 3,2 0,7 1,4 
1977 6,3 3,2 0,2 2,8 

Quelle: Statistisches Landesamt Baden-Württemberg, 
Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz, eigene Erhebungen 

Gesamt-
versand-
menge 

11,8 
12,4 
10,9 
12,5 

a) Das westdeutsche Kanalgebiet ging als Absatzgebiet für die deutschen Hersteller 
nahezu vollständig verloren. Die Absatzmenge fiel von 1,9 Mio. t im Jahre 1975 auf 
0,2 Mio. t im Jahre 1977 zurück. 

b) Der Anteilsverlust in das westdeutsche Kanalgebiet war von einem Anteilsgewinn des 
Auslandsgeschäftes begleitet. Die Versandmenge stieg von 1,1 Mio. t im Jahre 1975 
auf 2,8 Mio. t im Jahre 1977. 

Die deutschen Kiesverlader haben ihre Auslandsgeschäfte so ausgeweitet, daß die Exporte 
zunehmend die Verluste im Inlandgeschäft überkompensierten. 

Die Gesamtversandmengen der Kieshersteller kann man in einen cif- und einen fob-Anteil 
aufspalten. Beim cif-Geschäft übernimmt das Kieswerk den Transport, während beim 
fob-Geschäft die Ware ab Werk, d. h. "frei Schiff" verkauft wird. Beim fob-Geschäft kann 
der Transport von einem Händler, vom Endverbraucher oder auch von einem Zwischen­
händler vorgenommen werden. 

Wie aus Tabelle 5 zu entnehmen ist, haben die Binnenschiffahrtstreibenden in der Funk­
tion als Werkschiffahrtstreibende das Risiko von Veränderungen des cif-Preises getragen, 
was der erhöhte Anteil des fob-Geschäfts an der Gesamtversandmenge von 62 % im Jahre 
1974 auf 80 % im Jahre 1977 beweist. Die erhöhten fob-Verkäufe zu konstanten Preisen 
waren nur möglich, weil die interne Fracht der Werkschiffahrt der grenzüberschreiten­
den Marktfracht entsprach. Die negativen Einflüsse der hohen FTB-Fracht werden also 
durch zwei Gegenentwicklungen kompensiert: 

Die deutschen Reeder betätigen sich verstärkt in der Werkschiffahrt, mit der die FTB­
Fracht umgangen werden kann . 
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Tab. 5: 

Jahr 

1974 
1975 
1976 
1977 

Cbristopb Stoerb 

Der Anteil der eil- und fob-Gesehafte an der Gesamtversandmenge der 
deutschen Kiesverlader im Zeitraum 1974 - 1977 

cif-Geschäfte 

38 % 

38 % 

33 % 

20 % 

fob-Geschäfte 

62 % 
62 % 
67 % 
80 % 

Quelle: Eigene Erhebungen bei oberrheinischen Kieswerken und Auskünfte beim 
Wirtschaftsverband Steine und Erden Baden-Würuemberg e. V. 

Die deutschen Kieshersteller steigerten ihren Export von Kies und Sand nach Holland 
und Belgien. 

Durch die unterschiedlichen Frachtenentwicklungen, die durch marktregulierende Maß­
nahmen hervorgerufen werden, entsteht somit eine Marktspaltung. Diese Marktspaltung 
führt zu Wettbewerbsverzerrungen, die jedoch ökonomisch nicht wirksam werden, da , 
es infolge von Manipulationen und Frachtumgehungspraktiken zu einem Ausgleich der 
Frachten kommt und damit zu eIner faktischen Aufhebung der Frachtenunterschiede. Ein 
wesentlicher Wettbewerbsnachteil für die deutschen Kiesverlader muß jedoch darin ge­
sehen werden, daß das FTB-System die Kieshersteller zur Erhöhung der fob-Verkäufe 
zwingt und damit langfristig die Dispositionsfreihei~ zum Kunden . einschränkt, Die vor­
liegenden Statistiken sind als Beweismittel für den Ausfall eines Absatzgebietes nicht 
zu verwenden, da die Empfangsorte der fob-Verkäufe nicht erfaßt werden und gleich­
zeitig eine Erfassung des unechten Werkverkehrs nicht möglich ist. Es stellt sich die Frage, 
ob es für die Binnenschiffahrt vom wirtschaftlichen Standpunkt erforderlich ist, das 
FTB-Niveau auf Kosten dieser Wettbewerbsnachteile der deutschen Kiesverlader anzu­
streben, oder ob vielleicht die Marktfrachten durchaus "auskömmlich" sind und damit 
eine Freigabe des FTB sinnvoll wäre. 

III. Die Auswirkungen der Frachtenentwicklung im Kiesverkehr 
ab Oberrhein auf die Anbieter 

Die Transportleistungen der gewerblichen deutschen Binnenschiffahrt im Kiesverkehr ab 
Oberrhein nahmen von 1975 bis 1977 um 60 % ab, während im gleichen Zeitraum die 
Leistungen der Werkschiffahrt um 170 % anstiegen (Tabelle 6). Da die gewerbliche Bin­
nenschiffahrt als Werkschiffahrt im Baustoffverkehr und als gewerbliche Binnenschiff­
fahrt am Markt auftritt, kann man aus den Entwicklungen der Transportleistungen nicht 
schließen, daß der deutschen Binnnenschiffahrt in den Jahren 1975-1977 insgesamt 
Transporte verloren gingen. Es war vielmehr für die Binnenschiffahrt im Kiesverkehr ab 
Oberrhein von der deutschen Seite nicht möglich, diese Transporte in der Form der ge­
werblichen Binnenschiffahrt auszuführen. Der Grund liegt in dem zu hohen FTB-Ni­
veau, welches von den cif-Preisen für Kies nicht getragen wurde, Man kann also nicht 
feststellen, daß die Werkschiffahrt auf Kosten der gewerblichen Binnenschiffahrt ihr 

• 
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Die Verkehrsteilung bei Versandmengen ab deutschen Ladestellen 
Tab. 6: 

Jahr 

1973 
1976 
1977 

Beförderung durch die gewerbl. 
Binnenschiffahrt 

Mio. t 

10 
8 
3 

Beförderung durch 
Werkschiffahrt 

Mio. t 

3 
5 
8 

Quelle: Eigene Erhebungen bei oberrheinischen Kieswerken, 

't t hat sondern die gewerbliche Binnenschiffahrt hat durch 
Transportvkol,umen aUdsgledw~ ~TB u'ntergraben Obwohl die Verlader eine Angleichung der 
einen Fun uonswan e e ' . , 'ff h ' b' h f 1 , 35 <x Cr das Kanalgebiet fordern hat d1e SChI artsseite IS er er 0 g-
Mmusmarge von 0 u '" ' TB R K alge-
reich die geringere Marge ihres "Papiertarifs" verteIdIgt, DIese F - ~~~n zu; ;,n 

, zwar von keinem Verlader gezahlt, aber dennoch vertel Igen Ie l~nen-
~~~~ff:~~~~~eibenden aus Furcht vor Auswirkungen auf das Gesamtfrachts~stem dIesen 
FTB In Schiffahrtskreisen befürchtet man, daß eine Erhöhun~. der Mar,ge fU~ ,?as K~n~-

b
' . , S kung der Frachtraten für den Transport von hoherwerugen utern, z. . 

ge let eme en 
von Kohle, zur Folge haben könnte. 

1, Einhaltung der gesetzlich vorgeschriebenen Preisbildungskriterien , 

, h ten nach FTB finden nur dann Anwendung im innerdeutschen B~nnen-
~l~ifJs::~k:~~ von Oberrheinkies, wenn sie mit den Frachtraten vo~ d~n elsäss1schen 
Ladestellen zu denselben Löschplätzen übereinstimmen. Entspreche~ Sl~ d1esen aufgdrun~ 

, B' J h 1976 oder stand1g zum west eut "b h "hten Tarifen nicht - so W1e z. ,1m a re , 
vo~ u ~ 0 1 b' t _ so schöpfen Anbieter und Nachfrager nach Transportleistungen 
s~l e~" ~~:h~:i:;n aus die Frachtratenunterschiede zu beseitigen , oder be,sser gesagt: 
a ee

r 
M~~kt nach Binne~schiffahrtsleistungen für Oberrheinkies ten?lert zu emem Fra~h­

o 1 'h Oh f die Schwächen des Festfrachtsystems emzugehen, stellt slch 
tenausg e1C. ne au , 'T' (FTB a 503/105 12 und 13 nach 
zunächst die Frage, ob der umstnttene "Pap1ertan b h § 21 Abs 2 Satz 1 und 2 

, ) "b h t die Auflagen des Gesetzge ers nac . 
~~~::~ta;~~~e~e: ge:w~~:lichen Binnenschiffsverkehr erfüllt. Der Gesetzgeber stellt drei 

Bedingungen an die tariflichen Entgelte: 

Die Entgelte sollen marktgerecht sein. 
Bei Festsetzungen von Entgelten si,nd unbillige Benachteiligungen mitt~lständischer 

f 1 h schwacher und verkehrsungünsng gelegener 
Wirtschaftskreise sowie wirtscha t 1C 
Gebiete zu verhindern. 

w1'rtschaftlichen Verhältnissen der Unternehmer der Schiff­
Die Entgelte sollen den 
fahrt Rechnung tragen. 

a) Die Marktgerechtigkeit der Entgelte , 

K ' ' f" d1'e Festlegung oder Überprüfung von Pre1sen und 
Die Anwendung dieser ntenen ur , ' 1 r h 

" erschwert, daß die Verkehrsänderungsgesetze keme mha t 1C e 
Preisgrenzen ist dadurch 
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Präzisierung geben und d ' Al· 
Wortsinn wären Preise zu ~~lde~s ~r:~gen ~ac~ WIe vor kontrover: sind. ,,8) Nach dem 
über die Höhe marktgerechter Ent lt em ar t gerecht werde~. EIne Ergebnisprognose 
nicht praktikabel. 9) Bei den Ta 'f ge ~ ~~er :~ttbewerbs~edIngungen erweist sich als 
einen Parallelmarkt zurückzugre~~ee: ~ei d err ~.In ~e~teht Jedoch d.ie Möglichkeit, auf 
dem deutschen Markt "b . .' . em s~mt IC e GegebenheIten annähernd mit 

u eremstImmen. DIe Tanfe' K k h 
nicht marktgerecht da die FTB E t I 1m Iesver e r ab Oberrhein sind 
tragsinhalten zwischen Angebot -u~dg~te h~um westdeutsch~n Kan.aIgebiet nicht zu Ver­
die Entgelte in den Frachtenaussch" ac rage werden .. ~Ie AnbI.eter verteidigen zwar 
verkehr ab Frankreich oder im W ukssen

k
, huntergra~en .sIe ~edoch, mdem sie im Parallel-

. er ver e r zu weIt medn F h 
vereInbarungen abschließen. Liefermö Iichk" geren rac traten Tra~sport-
stehen für die deutschen KI'es d geIten m das westdeutsche KanaIgebiet be-

pro uzenten nur wen d ' bl' h 
Entgelte durch eine Funktionsausweitun d' n . Ie ~nge IC "marktgerechten " 
Anwendung finden. Die Ziels g er Ree.der~Ien m der Werkschiffahrt keine 

f"II d . etzung "MarktgerechngkeIt der Entgelte" kan d er u t wer en wenn dIe r r p'" n nur ann 
freien Preisen' im grenzu"beegrsuchlert~tn drelseB~m mner~eutschen Binnenschiffsverkehr den 

rei en en mnenschlffs k h 
konsequente Zielerfüllung wäre n d h' . ver e rangepaßt werden. Eine 
reichen. ur urc eIne FreIgabe der deutschen Tarife zu er-

b) Verhinderung unbilliger Benachteiligungen 

Nach § 21 Abs. 2 des Gesetzes über den gewerblichen B' . 
die Tariffestsetzung unbillige B h T mnenschlffsverkehr sollen durch 
scher Wirtschaftskreise sowie wi;~:~a~:~·Ig~ng~n Ia~dwirtschaftlicher und mittelständi­
Gebiete verhindert werden Gegen d ' . ICZ .SC

I 
wac er ~nd verkehrs ungünstig gelegener 

. . lese Ie setzung WIrd f I d 
stoßen: Durch die Festlegung der Ent lt f" d aus 0 gen em Grunde ver-
oberrheinischen deutschen Verlader Je e ur h' as west?eutsche Kanalgebiet werden die 

mit Hilfe der gewerblichen Binnensch:;;~hr~e ~~~e:~ t.n 
f das ~es~~eutsche Kanalgebiet 

Frankreich erheblich niedrigere Marktfrachten be Ie er~, a 1 re Konkurrenten in 
bedeutet also eine unbillige Benacht T . za;I~.n .. Dle Festlegung der Entgelte 
deutschen Verlader wa"ren nu d e~ Ihgun

b
g mItte standlscher Wirtschaftskreise. Die 

rann mc t enacht T t d' 
deutscher Seite jeweils den Marktfrachte b I" el. Ig, wenn Ie FTB-Frachten auf 
den. Dies hätte in der Tat eine Frei abe d:s aFT~ s:ssischen Ladestellen . angepaßt wür­
werden auch ständig von den V 19d b ur Voraussetzung. DIese Argumente 

. er a ern am 0 errh . b h . . 
SeIte versucht dagegen durch d V hl . em vor~e rac t. DIe Schlffahrts-

. ,en orsc ag emer Oberrhe k ' " . 
PreIse dem FTB-N' " m onventlOn dIe Markt-Iveau anzupassen. 

c) Wahrung der wirtschaftlichen Verhältnisse der Verkehrsunternehmer 

Das dritte Ziel des § 21 Abs. 2 des Gesetzes über d '. 
beinhaltet, daß die Entgelte den wirtschaftIi h en ge~er~hchen Bmnenschiffsverkehr 
Schiffahrt Rechnung tragen sollen. Da die Beibe~a~~u~erhaltmssen der U~ternehmen der 
ausschüssen von den Binnenschiff h t 'b d g der. F.TB-F~achten In den Frachten­
fol ern daß d· a r strei en en verteIdIgt WIrd, kann man daraus 

g , . Ie FTB-Raten zum Kanalgebiet den wirtschaftlichen Verhältnissen der 

8) Willeke, R. , Böuger W. Ba H S h . 
9) Ebenda, S. 44. ", um, " c mtdt, K., Margentarife ... , a.a.O. , S. 44. 
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Unternehmen der Schiffahrt Rechnung tragen. Der FTB vom Oberrhein zum Kanalge­
biet verstößt also gegen die beiden Zielsetzungen Marktgerechtigkeit und Verhinderung 
unbilliger Benachteiligungen, während das Ziel der Wahrung der wirtschaftlichen Ver­
hältnisse der Verkehrsunternehmen Verwirklichung finden könnte. Dabei könnte die 
Ursache für die Verstöße gegen die beiden erstgenannten Ziele (Marktgerechtigkeit der 
Entgelte, Verhinderung unbilliger Benachteiligungen) geradezu in der großen Überbe­
tonung der Binnenschiffahrtsinteressen liegen. Inwieweit die FTB-Frachten , aber auch 
die freien Marktfrachten von Frankreich zum westdeutschen Kanalgebiet die wirtschaft­
lichen Verhältnisse der Binnenschiffahrtsunternehmen berücksichtigen, wird im folgen­
den mit Hilfe einer empirischen Vollkostenkalkulation analysiert. Sollte sich heraus­
stellen, daß der FTB der deutschen Binnenschiffahrt mehr als eine Vollkostendeckung 
gewährt, so kann hier nicht nur der Grund für den Verstoß gegen die beiden anderen 
Zielsetzungen des Gesetzgebers gesehen werden, sondern es kann hieraus auch die lang 
anhaltende Überkapazität der deutschen Binnenschiffahrt erklärt werden, so daß eine 
kurzfristige Überbewertung der Binnenschiffahrtsinteressen durchaus in einer langfristi­
gen Fehlentwicklung enden kann. 

2. Eine empirische Vollkostenkalkulation 

Die folgende Kostenrechnung bezieht sich auf das Jahr 1977. Sie wird nach Angaben 
des Binnenschiffahrtsgewerbes10

) aufgestellt. Das Zahlenmaterial wurde anhand von 
Lieferantenangeboten, Tarifen usw. überprüft, um festzustellen, ob es sich jeweils um 
kalkulatorische Kosten oder Istkosten handelte. Die größte Problematik liegt in der 
position "Reparaturen", da nur mit einem Durchschnittswert gearbeitet werden kann. 
Denn in der Regel fallen Reparaturen sporadisch an. Die einzelnen Kostenarten, so wie 
sie der Betriebswirtschaftliche Ausschuß beim Bundesverband der Deutschen Binnen­
schiffahrt e. V. aufgestellt hat, werden auch für die empirische Vollkostenkalkulation 
übernommen, da dieser Kontenrahmen auch in ähnlicher Form in der Praxis Verwen­
dung findet . Wenn nun für einige ausgewählte Transportrelationen vom Oberrhein zu 
Stationen im westdeutschen Kanalgebiet Kostenträgerrechnungen aufgestellt werden, 
so soll dabei unberücksichtigt bleiben, daß der Taltransport vom Oberrhein zum west­
deutschen Kanalgebiet wie ein "Koppelgeschäft" zum ausgeführten Bergtransport gel­
ten muß. Es böte sich daher an, eine Kostenträgerrec:hnung für den Berg- und Taltrans­
port zusammen zu erstellen, da es keinen Schiffahrtstreibenden gibt, der mit seinem 
Fahrzeug leer vom westdeutschen Kanalgebiet zum Oberrhein fährt, um dort Kies zu 
laden. Da jedoch im Bergverkehr sowohl niedrige grenzüberschreitende Frachtraten wie 
auch hohe innerdeutsche Frachtraten gezahlt werden, wird die Problematik des "Koppel­
geschäftes" außer acht gelassen. Bei der Erstellung der Kostenträgerrechnungen finden 
anfallende Leeranfahrten keine Berücksichtigung, da diese bei guter Disposition in der 
Regel vermieden werden können. Nach Untersuchungen des Autors im Binnenschiff­
fahrtsgewerbe werden in der Fahrt zum Oberrhein fast ausschließlich neue Motorschiffe 
mi~ einer Tragfähigkeit von 1500 - 1800 t eingesetzt, da dieses Wassergebiet erhöhte An­
forderungen an die Maschine und das Kasko stellt. Bei Ermittlung der Selbstkosten für 
diesen Fahrzeugtyp werden teilweise Kalkulationsgrundlagen des Betriebswirtschaft­
lichen Ausschusses beim Bundesverband der Deutschen Binnenschiffahrt e. V., die mit 

10) Eigene Erhebungen bei Reedern und Partikulieren. 
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den empirischen Erhebungen übereinstimmen, übernommen. 
den folgende Kostenarten unterschieden: In Anlehnung daran wer-

A. Bereithaltungskosten (einschl. angemessener Gewinn) 

1. Personalkosten 

Lähne und Gehälter (einschl. Mehrarbeitslähne) 
soziale Aufwendungen 
Lohnsummensteuer 
Berufsge nossenschaft 

2. Reparaturen 

3. Material 

- Schiffsmaterial und -ausstattung 
- V erbra uchsmaterial 

4. Versicherung 

5. Abschreibung 

Kasko, 2,5 % au~ 40 Jahre Restwert 10 % = 2,25 % auf 40 Jahre 
Maschme 62/3 % auf 15 Jahre Restwert 25 % = 5 % auf 15 Jahre 

6. Zinsen 
- Eigenkapitalverzinsung 
- Fremdkapitalverzinsung 

7. Kostensteuern 
- Vermägensteuer 
- Gewerbekapitalsteuer 

8. Sonstige Betriebsgemeinkosten 
Telefonmiete 
Arbeitskleidung 
Ordergebühren 
Trinkgelder 
Abfertigungskosten 

9 . Verwaltungskosten 

10. Unternehmergewinn 

B. Fortbewegungskosten 

Energiekosten für Gasäl- und Schmierstoffverbrauch. 
stunde berechnet sich aus: Der Gasälverbrauch pro Fahr-

PS x Verbrauch/h x Nutzungsgrad der Antriebskräfte 

spez. Gewicht 

Liter x Preis = Antriebskosten pro Stunde 

Der Schmierälverbrauch (Liter) wird mit 1 01 d 'b 
10 es Trel stoffverbrauchs angesetzt. ll ) 

11) Vgl. Willeke, R., Bö ttger, W., Baum, H., Schmidt, K., Margentarife ... , a.a.O., S. 79. 
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Selbstkostenrechnung eines neuen Motorschiffes (MS) mit 1800 t Tragfähigkeit 
(Ende 1977) 

A. Bereithaltungskosten für MS mit 1800 t Tragfähigkeit 

1. Personalkosten 
2. Reparaturen 
3. Schiffsmaterial 
4. Versicherungen 
5. Afa 
6. Zinsen (für Fremd- und Eigenkapital) 
7. Kostensteuern 
8. Sonstige Betriebskosten 
9. Verwaltungskosten 

10. Unternehmergewinn 

zu 1: Ansatz der Personalkosten: 

DM 

211.230 
25.000 
12.000 
40.000 
61.500 

119.760 
17.908 

6.600 
30.000 
60.000 

583.998 

Bei allen Untersuchungen wurde. festgestellt, daß diese Fahrzeuge mit einem Schiffs­
führer und zwei Matrosen besetzt waren, wobei eine mitfahrende Ehefrau eines Besat­
zungsmitgliedes mit einem Schifferdienstbuch den fehlenden Schiffsjungen ersetzte. 
Beim Ansatz der Lohnkosten wurde davon ausgegangen, daß das Fahrzeug an 15 Wochen­
enden im Jahr nicht im Einsatz ist. Die Berechnung der Lähne wurde nach dem Rhein­
tarif vorgenommen, wobei pro Besatzungsmitglied im Monat 120 Überstunden zugrunde 
gelegt wurden. Für freiwillige soziale Aufwendungen wurden pro Besatzungsmitglied 
pro Monat ein Betrag von 250 DM in Ansatz gebracht. Für die Binnenschiffahrtsberufs­
genossenschaft wurden 5 % und für die Lohnsummensteuer 2 % der Lohnsummen ange­
rechnet. 

zu 2: Ansatz der Reparaturen: 
Kaskoinstandhaltungskosten 
Motorüberholungskosten 
Kosten für Überholung von Verschleißteilen WIe 
Batterien, Pumpen, Filter, Dichungen usw. 

zu 3: Schiffsmaterial: 

10.000 DM 
7.500 DM 

7.500 DM 

25.000 DM 

Es handelt sich hier um Schiffsmaterial wie Drähte, Farben, Erhaltungsaufwand für 
Schiffswohnungen, Werkzeuge u. a. Es konnte hier ein Durchschnittswert von DM 12.000 
ermittelt werden. 

zu 4: Versicherungen: 

Die Versicherungsprämien werden nach dem Wert des Fahrzeugs bemessen. Der Neupreis 
eines MS mit 1800 t Tragfähigkeit wurde im Jahre 1977 mit 2 Mio. DM ermittelt. Bei 
einer mittleren jährlichen Versicherungsprämie von 2 % (1,25 % - 3,75 %) ergibt sich ein 
Betrag von 40.000 DM. 
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zu 5: Abschreibungen: 

Es wurden von mehreren Werften Angebote Anfang 1978 eingeholt. Der durchschnitt­
liche Anschaffungswert für ein neues Motorschiff mit 1800 t Tragfähigkeit lag bei 2 Mio. 
DM, wobei das Kasko mit 1,4 Mio. DM und die Maschine mit 0,6 Mio. DM beteiligt 
waren. Nach deutschem Steuerrecht darf das Kasko mit jährlich 4 %, die Maschine mit 
jährlich 10 % vom Neuwert abgeschrieben werden. Diese Abschreibungssätze werden 
nicht übernommen, da sie in keiner Weise der Lebensdauer des Kaskos wie der Maschine 
gerecht werden. Nach Auskünften mehrerer Sachverständiger für Schiffsgutachten und 
einiger Schadensabteilungen von Versicherungen für Binnenschiffe wurden folgende 
Abschreibungswerte ermittelt, die auch international anerkannt sind und bei allen Be­
wertungsfragen international angewendet werden: 

Motorle bensdauer 15 Jahre 
Restwert nach 15 Jahren 25 % des Neuwertes. 

Kaskolebensdauer 40 Jahre 
Restwert nach 40 Jahren 10 % des Neuwertes. 

Es ergeben sich dann folgende Abschreibungen pro Jahr: 

a) Motor 5 % von 600.000 DM 
b) Kasko 2,25 % von 1.400.000 DM 

Summe der Afa 

zu 6: Zinsen: 

= 30.000 DM 
= 31.500 DM 

= 61.500 DM 

Ende 1977 wurde ein Effektivzins von 8 % p. a. für eine Laufzeit von 20 Jahren am 
Markt vorgefunden. Für die Eigenkapitalverzinsung wurde ebenfalls ein Zinssatz von 
8 % p. a. in Ansatz gebracht. 

zu 9: Verwaltungskosten: 

anteiliger Personalaufwand 
Sachaufwand und Kosten der Geschäftsleitung 

zu 10: Unternehmergewinn: 

21.000 DM 
9.000 DM 

30.000 DM 

Es wurde eine Kapitalrücklaufzeit von 12 Jahren bei einer Steuerquote von 50 % ange­
setzt, da die Investition eines Binnenschiffes als langlebige Sachwertanlage gesehen wer­
den muß. 

Die gesamten Bereithaltungskosten für ein MS mit 1800 t Tragfähigkeit betrugen dem­
nach 1977 insgesamt 583.998 DM jährlich. Bei den Untersuchungen stellte sich heraus, 
daß bei den neuen Fahrzeugen 330 Betriebstage pro Jahr angenommen werden können. 

Es ergeben sich dann Bereithaltungskosten pro Tag von: 

583.998 DM : 330 = 1.769,69 DM 

B. Fortbewegungskosten: 

Die Energiekosten im Talverkehr ab Oberrhein wurden Ende 1977 mit 50,00 DM/h er­
mittelt. 12} 

12) Eigene Erhebungen. 

F 
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Ermittlung von Kostenfrachten ab Oberrhein zum Kanalgebiet (Ende 1977) 

Die Ansätze für Fahr-, Lade- und Löschtage wurden nach Auskünften mehrerer Reeder, 
Verlader und Endabnehmer aufgestellt. 

a) Oberrhein Zone lIEssen 

1 Tag laden 
2 Tage Fahrzeit 
2 Tage löschen 
5 Tage a 1.769,6 DM 
Energiekosten ca. 1.400 DM 

Kostenfracht pro t 5,69 DM 

b) Oberrhein Zone lIDortmund 

1 Tag laden 
3 Tage Fahrzeit 
2 Tage löschen 
6 Tage a 1.769,69 DM 
Energiekosten ca. 1.550 DM 

Kostenfracht pro t 6,76 DM 

= 8.848,45 DM 
= 1.400,00 DM 

10.248,45 DM 

= 10.618,14 DM 
= 1.550,00 DM 

12.168,14 DM 

Beim Ansatz der benötigten Transportzeit ist nicht von den gesetzlichen Lade- und 
Löschzeiten ausgegangen worden, da diese bei den Baustoffverkehren nicht mehr der 
Realität entsprechen. Die Verkürzungen der Lade- und Löschzeiten setzen ebenfalls 
eine gute Disposition voraus, die jedoch durch den Ansatz relativ hoher Verwaltungs­
kosten gewährleistet sein müßte. Es ergeben sich danach folgende Selbstkostenfrach­
ten vom Oberrhein (Zone 1) zu den beiden Kanalstationen Essen und Dortmund. 

Tab. 7: Kostenfrachten in DM/t 

Relation Fracht 

Oberrhein Zone l/Essen 5,69 
Oberrhein Zone lIDortmund 6,76 

3. Vergleich der FTB-SCitze mit Vollkostenpreisen 

Um feststellen zu können, inwieweit die Marktfrachten für Kiestransporte vom Ober­
rhein im Jahre 1977 kostendeckend waren, werden in der folgenden Tabelle 8 die Markt­
preise, die FTB-Raten und die Vollkostenpreise gegenübergestellt. 

Ein Vergleich der FTB-Frachten mit den Marktentgelten und den Vollkostenpreisen 
zeigt , daß die Marktentgelte Ende 1977 fast mit den Vollkostenpreisen identisch waren, 
während die FTB-Raten selbst an der Margenuntergrenze um wenigstens 30 % zu hoch 
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Tab. 8: Frachtpreise und Frachtkosten vom Oberrhein Zone 1 zu den beiden 
Kanalstationen Essen und Dortmund, Ende 1977 - Angaben in DM/t -

Frachtpreis FTB- FTB-Fracht Marktpreis Kosten MS 
von Zone 1 Fracht ./. Marge (7%) ab 1.800 t 

./. 0,25 DM Frankreich 
nach für kürzere 

Ladezeit 

Essen 8,49 7,66 5,50 5,69 

Dortmund 9,71 8,79 6,50 6,76 

Quelle: FTB, eigene Erhebungen und Berechnungen. 

festgesetzt waren. Grundlage für die Kalkulation der Tarife im FTB ist die Leistungs­
und Kostenrechnung des Betriebswirtschaftlichen Ausschusses (BWA). Die Betriebs­
kosten eines MS "Gustav Koenigs" (verlängert) mit einer Tragfähigkeit von 1140 t sind 
p.~r 1: 7. 1977 .vom BWA erstellt worden. Der BWA errechnete Bereithaltungskosten 
fur dIeses MS mIt 1140 t Tragfähigkeit von 1.600,20 DM für einen Tag im Rheinver­
kehr durch Erhebungen bei den angeschlossenen Mitgliedsfirmen des Bundesverbandes 
der Deutschen Bi~nenschiffahrt e. V. Vergleicht man diesen Wert mit dem empirischen 
Wert, so ergeben SIch folgende Unterschiede: 

Tab. 9: Bereithaltungskosten pro Tag und pro t Tragfähigkeit 

MS mit 1.800 t 
MS mit 1.140 t (BWA) 

0,98 DM/t 
1,40 DM/t 

Die vom BWA. ermittelt~n Bereithaltungskosten liegen demnach 40 % über dem empiri­
schen Wert. DIe wesentlIchen Gründe für den überhöhten Ansatz sind darin zu suchen 
~aß . s~eu~rliche Be~ertungen mit den eigentlichen Kostenbewertungen nicht unbeding~ 
uberemstImmend smd, vom BWA jedoch übernommen werden (z. B. Abschreibungen 
und Reparaturkosten); zum anderen kann man bei einem Anschaffungswert nur vom 
Neuwert oder Verkehrswert ausgehen und nicht von einem theoretischen Wert (durch­
schnittlicher Investitionswert von 1952-1974). Gleiehzeitig werden alle unkontrollier­
baren Kosten, die mehr von Ermessensentscheidungen abhängen, wie Verwaltungs­
kosten und Unternehmergewinn, überaus hoch in Ansatz gebracht. 

4. Ergebnis 

I?a die Mindestentgelte (FTB abzüglich der höchstzulässigen Marge und andere Abschläge 
fur schnelleres Laden und Löschen) um wenigstens 30 % über den Vollkostenpreisen lie­
gen, werden die ~chiffahrtsinteressen in jedem Fall überbetont. Die vom Gesetzgeber 
geforderten FunktIonen werden in keiner Weise erfüllt. Da die deutsche Binnenschiffahrt 
laufend zu einem "internen Marktpreis" vom Oberrhein zu den Kanalstationen Kies be­
fördert, führt die Überhöhung des FTB-Niveaus zu einem quasi tariflosen Zustand. 
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IV. Nachteile des gegenwärtigen Festfrachtsystems 

Die Nachteile des gegenwärtigen Festfrachtsystems können in folgenden Punkten zu­
sammengefaßt werden: 

(1) Das gegenwärtige Festfrachtsystem ist einseitig von den Anbietern von Binnenschiff­
fahrtsleistungen beeinflußt, da die Entwicklung der jeweiligen Kostensituationen 
mehr Berücksichtigung findet als die veränderten Marktverhältnisse. Das Niveau der 
grenzüberschreitenden freien Frachten hatte dabei eine gegenteilige Entwicklung zum 
Niveau der innerdeutschen Frachten. Durch diese gegensätzlichen Niveauentwicklun­
gen wurden die Verlader (wie am Kiesverkehr vom Oberrhein nachgewiesen wurde) in 
ihrer Handlungsfreiheit eingeengt. Durch Manipulationen und Umgehungsmöglich­
keiten konnten wirtschaftliche Nachteile für die Verlader durch den FTB vermieden 
werden. 

(2) Das derzeitige innerdeutsche Preisniveau für Binnenschiffahrtsleistungen ist z.u hoch 
angesetzt, da insbesondere einige kalkulatorische Kosten überhöht angenommen sind. 
Das derzeitige Preisniveau bietet nicht nur eine Vollkostendeckung, sondern gewährt 
den Anbietern zusätzlich eine Rente. Da die Verlader an dieser Rente partizipieren 
wollen, haben sich die KapItalverflechtungen zwischen Verladern und Binnenschiff­
fahrtsunternehmen seit 1969 ausgeweitet. Gleichzeitig wurde durch das "Package 
deal", das nur Großanbietern vorbehalten bleibt, die Fusionen unter den Groß­
reedern gestärkt. Das hohe Frachtenniveau führt dazu, daß der Binnenschiffahrts­
markt zu einer oligopolistischen Marktform hin tendiert, während die Partikuliere 
in größere Abhängigkeit zu den Reedern gedrängt werden. 

(3) Diese starke Abhängigkeit der Partikuliere bewirkte zusätzlich einen Einkommens­
transfer von den Partikulieren zu den Reedern, da die Partikuliere in der Regel die 
schlechten Ausgleichsfrachten im grenzüberschreitenden Verkehr ausführen. 

(4) Das bisherige Festfrachtsystem bietet weiterhin nur eine mangelhafte Planungs­
basis für Investitionsentscheidungen. Die chronische Überkapazität in der Binnen­
schiffahrt wird durch das gültige Tarifsystem unterstützt, da das Preisniveau so hoch 
angesetzt ist, daß auch unrentable Fahrzeuge in Fahrt gehalten werden können. 

(5) Diese Funktionsmängel des Festfrachtsystems im Hinblick auf die Kapazität und 
auf die Marktordnung finden ihren Ursprung nicht nur in dem zu hohen Preisniveau, 
sondern auch in der Tarifgestaltung und Tarifbildung. 

(6) Die Schwerfälligkeit des Preisbildungsverfahrens ermöglicht keine rechtzeitige An­
passung der Tarife an veränderte Marktverhältnisse. 13

) Gleichzeitig wirkt sich bei 
schwierigen Preisverhandlungen die wichtige Stellung des Bundesverkehrsministers 
bei der Preisfestsetzung als ungünstig aus, da der Bundesverkehrsminister auch die 
Interessen der Deutschen Bundesbahn berücksichtigen muß. 

(7) Die Tarifausgestaltung des bestehenden Stationentarifs ist nicht orientiert an indi­
viduellen Nachfrage-, Konkurrenz- und Kostenbedingungen. Es werden vielmehr 
in jedem Tarif teil Begleitumstände festgelegt, die meist die Gegebenheiten des 
Marktes nicht berücksichtigen. Die gesamte Tarifausgestaltung erweist sich als sehr 

13) Vgl. Willeke, R., Bö ttger, W., Baum, H., Schmidt, K., Margentarife ... , a.a.O., S. 38 ff. 
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unübersichtlich, da keine einheitlichen Marktbegleitumstände herausgearbeitet 
werden. Es werden z. B. keine einheitlichen Lade- und Löschzeiten, KWZ-Zuschläge 
oder Werttarifierungsstaffeln aufgestellt. Die schlechte Tarifausgestaltung in Ver­
bindung mit dem zu hoch angesetzten Niveau der Tarife führen zu Fehlentwicklun­
gen im Angebotsaufbau (Kapazität und Organisationen) und im Nachfrageaufbau 
(z. B. am Oberrhein Veränderungen im Aufbau der Absatzgebiete). Das Preisbil­
dungssystem genügt in keiner Weise den gestellten Anforderungen. 

Willeke u. a. stellen folgenden Katalog von Anforderungen an ein Preisbildungssystem 
auf: 14) 

Einführung in den marktwirtschaftlichen Steuerungszusammenhang, 
Intensivierung des Wettbewerbs zwischen den Verkehrsunternehmen, 
Ausrichtung der Angebotsprogramme nach -den arteigenen Koste~- und Leistungs­
kriterien durch die Anbieter von Verkehrsleistungen, 
Gewährleistung von angemessenen Erträgen und Gewinnen, 
hinreichend großer Preisbildungsspielraum für das einzelne Verkehrsunternehmen, 
Anpassung der Preisentwicklung an den Konjunkturzyklus, 
Sicherung der Heranführung von neuen Unternehmen an die Praxis der Marktwirt­
schaft, 
funktionsrichtige Wirkungen auf die Kapazitäts- und Investitionsentscheidungen der 
Verkehrsunternehmen, 
staatliche Preisinterventionen nur in Ausnahmefällen; Befreiung von politischen 
Zielauflagen , 
Berücksichtigung der Preisbildungssysteme im binnenländischen und grenzüberschrei­
tenden Verkehr mit den EG-Staaten. 

D_as bisherige Festfrachtsystem in der Binnenschiffahrt genügt diesen Anforderungen 
nicht. Es trägt die Tendenz zu Fehlentwicklungen auf der Angebotsseite wie auch auf 
der Nachfrageseite für Binnenschiffahrtsleistungen in sich. Auf der Angebotsseite unter­
stützt das bestehende System die chronische Überkapazität und führt zu Unternehmens­
fusionen und Kapitalverflechtungen, die auf Dauer einen funktionsfähigen Wettbewerb 
gefährden. Gleichzeitig birgt die Schwerfälligkeit des Systems die Gefahr in sich, daß 
das Angebot auf Marktänderungen oder Wettbewerbsänderungen wenig reagieren kann 
und damit Verkehrsverluste der Binnenschiffahrt an andere Verkehrsträger auftreten 
können. Das starre System von Festfrachten belastet zugleich die Nachfrageseite nach 
Binnenschiffahrtsleistungen, da das hohe innerdeutsche Frachtenniveau das relativ niedri­
ge Niveau der grenzüberschreitenden Frachten völlig unberücksichtigt läßt und dadurch 
Wettbewerbsverzerrungen entstehen. Gleichzeitig werden sogar durch Disparitäten inner­
halb des Festfrachtsystems Wettbewerbsverzerrungen unter den deutschen Verladern 
hervorgerufen. Ein Nachweis von feststellbaren Nachteilen für die deutschen Verlader ist 
deshalb nicht möglich, da diese Wettbewerbsverzerruilgen durch Ausweich- und Um­
gehungspraktiken sowohl der Verlader wie auch der Binnenschiffahrtstreibenden ausge­
glichen werden. Langfristig könnten hier jedoch Produktionsverlagerungen hervorgerufen 
werden. Ferner könnten der deutschen Binnenschiffahrt hohe Verkehrsverluste dann ent­
stehen, wenn bei den Verladern ein stärkerer Hang zum Werkverkehr aufkommen würde. 

14) Vgl. Willeke, R., Böttger, W., Baum, H., Schmidt, K., Margentarife ... , a.a.O., S. 37. 
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Diese Möglichkeit ist aber bei den augenblicklichen Kapitalverflechtungen der Großreeder 
mit den Großverladern nicht zu befürchten, da man das eigene Tochterunternehmen 

nicht schädigen wird. 

Um diese volks- und verkehrswirtschaftlichen Steuerungsmängel des Festfrachtsystems zu 
überwinden, könnte man zunächst an eine völlig freie Preisbildung denken. In der heuti­
gen verkehrspolitischen Auseinandersetzung wird diese freie Preisbildung als Fernziel 
angesehen. Als Übergangsphase zu der vollkommenen Liberalisierung wäre die Einführung 
eines Margentarifsystems angebracht. 

V. Empfehlungen für eine Neuordnung der Preisbildung 

Da auf den Binnenschiffahrtsmärkten offensichtlich strukturelle Überkapazitäten gegeben 
sind und zusätzlich ordnungspolitische Unterschiede zwischen den Verkehrsträgern be­
stehen, erscheint eine totale Preisfreigabe zur Zeit risikoreich. Die Einführung eines 
Margentarifsystems gilt daher als beste Übergangslösung, wobei insbesondere die Margen­
untergrenze dafür sorgen soll, daß möglichst nicht vertretbare Schäden ausgeschlossen 

werden. 

Willeke u. a. kommen in der Studie "Margentarife für die Binnenschiffahrt" zu dem 
Schluß, daß die kurzfristig ersatzbedürftigen Kosten als Anhaltspunkt für die Festlegung 
von Margenuntergrenzen am besten geeignet seien. 15

) Die Errechnung der kurzfristig er­
satzbedürftigen Bereithaltungskosten ergibt, daß bei einem neuen Motorschiff mit 1800 t 
Tragfähigkeit 69 % der Vollkosten kurzfristig ersatzbedürftig sind. Für dieses Motorschiff 
mit 1800 t Tragfähigkeit erhält man folgende Margenuntergrenzen für den Kiesverkehr 
ab Oberrhein : 

Tab. 10: Margenuntergrenzen von Kiesfrachten von Zone 1 nach Essen und Dortmund 
(Basis Ende 1977) 

Zone I/Essen 
Zone lIDortmund 

4,17 DM/t 
4,93 DM/t 

Da zwischen dem jetzigen FTB-Niveau und dieser Margenuntergrenze hohe Differenzen 
bestehen, erscheint es fragwürdig, ob ein Einfrieren der FTB-Preise zu einem Margentarif 
führen könnte. Zusätzlich würden bei einem bloßen "Einfrieren" des FTB bestehende Un­
gleichgewichte innerhalb des Systems auf den Margentarif übertragen. Diese Ungleichge­
wichte werden hervorgerufen durch Differenzierungen, die weder vom Markt noch von 
den Kosten her, sondern nur durch unterschiedliche Machtkonstellationen in den je­
weiligen Frachtenau~schüssen erklärt, werden können. 

Bei einem möglichen Übergang des jetzigen FTB-Systems zu einem Margentarifsystem 
kann man folgende Empfehlungen zur Tarifgestaltung und besseren Tarifausgestaltung 
aufstellen: 

15) Vgl: Willeke, R., Böttger, W., Baum, H., Schmidt, K., Margentarife ... , a.a.O., S. 72. 
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Die Margenuntergrenzen sollten nicht auf der Basis der vorliegenden Leistungs- und 
Kostenrechnung des Betriebswirtschaftlichen Ausschusses errechnet werden. Eine 
Überprüfung und Korrektur der Leistungs- und Kostendaten sollten unbedingt sofort 
erfolgen. Der Ermittlung von Planzahlen müßte ein größeres Gewicht beigelegt werden, 
wenn nur unüberprüfbare Istzahlen geliefert werden sollten. Gleichzeitig sollte man bei 
der Einführung von Margenuntergrenzen darauf achten, daß sie nicht über vergleich­
bare grenzüberschreitenden Fracht . liegen, da dann die bestehenden Ungleichge­
wichte zementiert würden. 

Da die augenblickliche Konstellation der Frachtenausschüsse keine Gewähr für die Ein­
führung eines Margentarifs bietet - die Schiffahrtsseite versucht mit allen Mitteln das 
Margentarifsystem zu vereiteln - müßten zunächst Ausschüsse - am besten nur ein 
Ausschuß wie in der Tankschiffahrt - gebildet werden, bei denen ein dritter Teil oder 
eine dritte unabhängige Gruppe mit an der Tarifbildung beteiligt würde. Gegen den 
wichtigen Einfluß des Bundesministers für Verkehr bei der jetzigen Tarifbildung wäre 
nichts einzuwenden, wenn die Deutsche Bundesbahn kein Staatsunternehmen wäre. 
Denn Tarifänderungen in der Binnenschiffahrt berühren auch stets die Interessen der 
Deutschen Bundesbahn. Der Bundesverkehrsminister befindet sich bei der Tarifhoheit 
in einer Interessenkollision. Das gleiche gilt im Prinzip auch für den Bundesminister 
für, Wirtschaft, da der größte Verkehrsträger, die Deutsche Bundesbahn, den Bundes­
haushalt sehr belastet. Man könnte in diesem Zusammenhang die Überlegung an­
stellen, beispielsweise die Wirtschaftsminister der Länder in einem Gesamtfrachten­
ausschuß als dritte neutrale Gruppe an der Tarifbildung zu beteiligen. 

Um die Ungleichgewichte des jetzige~ Stationstarifs zu überwinden, müßte man diesen 
in einen Entfernungstarif umändern, bei dem km-Sätze für Berg- und Talverkehre 
auf dem Rhein und auf den einzelnen Nebenflüssen und Kanälen festzulegen wären. 
Von der Werttarifierung im jetzigen Tarifsystem müßte abgewichen werden, da die 
Margenuntergrenzen lediglich einen gewissen Schutz für die Binnenschiffahrt dar­
stellen sollten und nicht marktorientiert wären. Die Möglichkeiten zur Marktorien­
tierung im Tarif sollten vielmehr in der Margenbreite gegeben sein und nicht schon 
durch unterschiedliche Margenuntergrenzen beeinflußt werden. 

Der jetzige Stationstarif honoriert bei jedem Tarif teil unterschiedliche Begleitum­
stände. Diese sollten bei der Einführung zu einem Entfernungstarif vereinheitlicht 
werden. Folgende Beispiele können dazu angeführt werden: 

Es sollten einheitliche Lade- und Löschzeiten eingeführt werden. Die Abzüge für 
schnelleres Löschen und schnelleres Laden und die Aufschläge für längeres Laden 
und Löschen müßten vereinheitlicht werden und mehr Bewegungsspielräume bieten. 
Gleichzeitig müßten bestehende Ungleichgewichte aufgehoben werden. Zur Zeit 
werden die Verlader nur zu einem ganz geringen Teil an den ersparten Kosten bei 
schnellerem Laden oder Löschen beteiligt, während sie beim Überziehen der Lade­
und Löschzeiten hohe Tagesgelder für die Fahrzeuge bezahlen müssen. Ferner müßten 
einheitliche KWZ-Staffeln, die für gewisse Fahrgebiete gelten sollen, geschaffen wer­
den. Bei einer genügend großen Margenbreite wäre sogar eine Abschaffung der KWZ­
Regelungen empfehlenswert, da diese Abschaffung eine bessere Verteilung der Fahr­
zeuge nach den einzelnen Tiefgängen in Kleinwasserzeiten nach sich ziehen würde. 
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. ' d r Zeit durch Garantiezuschläge vereitelt. Provisionsregelungen wären in DIes WIr zu , 
. M tarifsystem überflüssig. Um ein UnterschreIten der Margenuntergrenzen emem argen . . . b 

h· dern sollten von der Margenuntergrenze keme PrOVISIonen a gezogen wer­
zu ver m , " . d . . FTB S t d rch den dürfen. Sämtliche Preisdifferenzler~ngen, dI~ bel em ~Jetzlgen - .. ys em u _ 

h ' d!' h Machtkonstellationen m den emzelnen Frachtenausschussen hervor 
untefrsc Ie IdC e wu"rden bei einem einheitlichen Entfernungstarif ebenfalls aufge­geru en wer en, d h 

b E ' Untergraben der Margenuntergrenzen durch den Werkverkehr oder ur~ 
ho en. m 1'" . h b f' h d dIe andere Umgehungspraktiken, wie z. B. "Package dea ,1St mc t zu e .urc te.n, a 

. t lt n Margenuntergrenzen vom Oberrhein im Kiesverkehr noch me erreIcht wu.r-
ermlt e e . K k h b Ob hem d b ohl die grenzüberschreitenden Frachtraten 1m Iesver e r a err 
s::~n °al; die schlechtesten Frachtpreise im Massengut gelten .. Die Analyse der Fracht­
kalkulation konnte ja sogar darin eine Vollkostendeckung ermItteln. 

Mit der Hinwendung des FTB zu einem Margentarif muß gleichzeitig die Schulung 
der Partikuliere bei der Anwendung von Kostenrechnungen einhergehen . . Insbesonder~ 
müssen dem Partikulier die Alternativkosten seines Loh.ns bewu.ßt sem. Der Par.tl­
kulier muß die Margenuntergrenze als möglichen WegweIser zu emem Marktaustntt 
anhand seiner Erfolgsrechnung erkennen können. 

D· Abwrackaktion könnte in der jetzigen Ausgestaltung bestehen bleiben, ab~r nur 
Ie . h .. d 0 dann wirksam werden, wenn die Margenuntergrenzen er~elc t wur e~. a~lt ver-

hindert man gleichzeitig, daß bei einem Nachfrageboom em M~rktaustn:t mIt garan­
tierten Ausgleichszahlungen honoriert wird , der vo.m volk~wlrtschafthch~~. Stand­
punkt als unsinnig angesehen werden muß. In Z~Iten gen.ngerer KapaZltatsauilr 
stung führen befristete Abwrackaktionen schneller wIeder zu emem Ma:~tausglelc~. . 
Die Abwrackaktion müßte ebenfalls durch eine staatliche SteuerpolItik unterstutzt 
werden, die Abschreibungsmöglichkeiten nur in Höhe des echten Werteverzehrs zu­
läßt. 

Gewisse ordnungspolitische Unterschiede zwischen den Verkehrsträgern, wie z ... B. in 
den Wettbewerbsbedingungen (Steuerbelastungen, Wegekostendeckung u. a.) , mußten 
abgebaut werden. 

Das jetzige Meldesystem der Frachtraten könnte beste~en bleiben, um j.~we i ls einen 
Überblick über die Marktlage zu haben und um jederzeit feststellen zu konnen , wann 
die Margenuntergrenzen als wichtige Signalgrößen erreicht wären. 

Eine Festlegung von Margenobergrenzeh erschei~t nicht' erforderlich , da d~r i'~terne 

Wettbewerb innerhalb der Binnenschiffahrt und m Konkurrenz zu der ~usl~ndlsche~ 
Binnenschiffahrt und der Wettbewerb mit anderen Verkehrsträgern SOWIe .dle Substl­
tutionsalternative der Werkschiffahrt überhöhte Preise verhindern. Um Jedoch .. auf 
einigen begrenzten Teilmärkten eine Ausbeutung der Verkehrsnachf~ag~ durch uber­
höhte Preise zu vermeiden, könnte man zunächst Margenobergrenzen emfuhren. 

Diese Empfehlungen könnten dazu beitragen, aus de~ FT~-Sy~te~ ein .Margentarif­
system zu schaffen. Auf der Schiffahrtsseite müßt~ zu~achst . dIe ~I~SICht reIfen , daß das 
Überleben der deutschen Binnenschiffahrt mehr m emer LIberalISIerung des Frachten­
marktes gesehen werden muß als in einer weiteren Abgrenzung des deutschen Marktes 

16) Im Augenblick würde die Befristung der Abwrackaktion Wunder wirken. 



258 Christoph Stoerb 

vom europäischen Markt. Denn in Zukunft kann der deutsche Binnenschiffahrtsmarkt 
nur als ein integrierter Teilmarkt des europäischen Binnenschiffahrtsmarktes gesehen 
werden und nicht als ein Markt, der neben dem europäischen Binnenschiffahrtsmarkt 
getrennt bestehen kann. 

Die hohe Beteiligung der deutschen Großreeder im grenzüberschreitenden Schubverkehr 
bietet eigentlich großen Anlaß zu der Hoffnung, daß auch die deutsche Binnenschiffahrt 
weitere Liberalisierungsschritte gut überstehen könnte. 

Ein weiterer Schritt zur vollkommenen Preisfreigabe könnte dann in der Einführung von 
Referenztarifen liegen, wobei die Einführung nur einer Margenuntergrenze schon einem 
Referenztarif

17
) sehr nahe käme, da ja eine Margenbreite fehlen würde. 

Ein weiterer Schritt zur Preisfreigabe hätte daher als Zentralproblem die Abschaffung 
der Preisuntergrenzen. Der Referenztarif bietet im Gegensatz zur freien Preisbildung 
Vorteile für die , kleingewerblichen Verkehrsunternehmen. Bei einer Veröffentlichung 
des ständigen Preisniveaus würde die Markttransparenz des Partikuliers vergrößert, und er 
hätte ständig einen Maßstab für die ihm von seiner Reederei gezahlten Entgelte. Gleich­
zeitig wären die Referenzpreise eine Kalkulationshilfe, da die kleingewerblichen Ver­
kehrsunternehmen über geringe kostenrechnerische Kenntnisse verfügen. Für die be­
stehenden Großreedereien kann man die Notwendigkeit von Referenztarifen bezweifeln. 
Sie verfügen über die nötige Markttransparenz und auch über die notwendigen kauf­
männischen Kenntnisse und Fähigkeiten, um auch ohne preisbindende staatliche Bevor­
mundung bestehen zu können. Eine Ausbeutung der Nachfrageseite auf dem deutschen 
Binnenschiffahrtsmarkt durch die wenigen Großanbieter scheidet ebenfalls durch die 
externe Konkurrenz mit anderen Verkehrsträgern und der ausländischen Konkurrenz 
aus. 

Für die weitere Festlegung der Preisuntergrenze auf der Basis der kurzfristigen Kosten 
kann man folgende Argumente anführen: 

Durch die Festlegung der Preisuntergrenzen sollen andere Verkehrsträger, insbesondere 
die Deutsche Bundesbahn, geschützt werden. 

Durch die Festlegung der Preisuntergrenzen soll die gesamte deutsche Binnenschiffahrt 
vor nicht vertretbaren Schäden bewahrt'bleiben. 

Durch die Festlegung der Preisuntergrenzen soll das Verhältnis weniger Großreeder zu 
vielen kleingewerblichen Verkehrsunternehmen eine mögliche "Ausbeutungsgrenze" 
erfahren. 

Bei einer marktwirtschaftlichen Ordnung hat eine staatliche Absicherung gegen kon­
junkturelle oder strukturelle Nachfragerückgänge, wie sie die Einrichtung von Preis­
untergrenzen darstellt, keine Berechtigung. Wenn in der Zukunft der politische Zwang 
auf die Deutsche Bundesbahn zur Ertragsverbesserung noch stärker werden sollte, so ist 
davon auszugehen, daß sie keine Verkehrsmengenzuwächse aufgrund von günstigeren 
Frachtraten anstreben wird. Ferner werden die großen Reeder nicht über einen längeren 
Zeitraum ihre Leistungen zu den kurzfristig ersatzbedürftigen Kosten anbieten. 

Sowohl die Deutsche Bundesbahn als auch die großen Reedereien könnten in Zukunft 
auf eine Fixierung von Margenuntergrenzen verzichten. 

17) Referenztarif = unverbindliche Richtpreisempfehlung. Vgl. Willeke, R., Böttger, W. Baum, H., 
Schmidt, K., Margentarife ... , a.a.O., S. 96. 
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ß P blem beinhaltet das Abhängigkeitsverhältnis der vielen Partikuliere von 
Ein gro es R

ro 
d Anfang der siebziger Jahre glaubte man, daß vor der Einführung d großen ee ern. ' .. 

~n f t 'fs die Organisation des Binnenschiffahrtsmarktes verandert werden mes Re erenz an . .. d"k l' 
e .. M llte damals die großen Schifferbetnebsverbande und le Partl u Ierge-musse. an wo . h d 

h ften festigen und damit echte Konkurrenten und Gegengewic te zu en 
nossensc a . ..' f ' . 11 M' 1 f hIt 

h ff Dies ist nicht gelungen, da dIe nongen manZIe en Itte e en 
Reedern sc a en. f " l' S h'ff h d . P t"k lierbereich zuviel alter und reparaturan al Iger Clsraum vor an en und da 1m ar 1 u . . d 1 J h 

D· Abhängigkeit der Partikuliere von den Reedern 1st m en etzten a. ren 
war Ie 1 . h . h d . h kl 'ner sondern größer geworden. Um dieses Marktung eiC gewlc t er wemgen 
nIC t deI 'den vielen Partikulieren gegen eine mißbräuchliche Preisgestaltung abzu­Großree er zu . d k D h 
. k" te man an eine dauernde Fortführung der Preisuntergrenzen en en. urc 

sIchern, onn . d ' V h . . t hat 
diese staatliche Absieherung werden jedoch - WIe es Ie ergangen eit ~ezelg .. -

lle kapazitative Anpassungsprozesse verhindert oder sehr lange hInausgezogert. 
~:~~~elange Hinauszögern der Anpassungsprozesse kann daz~ führen,. daß auch ynter­
nehmen in Verlustzonen geraten, deren Marktaustritt vom ~wlrtschafthehe~ Standp~nkt 

. h ' 11 I'St In der Endstufe der -Liberalisierung sollte daher auf eme staatlIche nIe t smnvo . . h 
Kontrolle der Preisuntergrenzen verzich.tet ~e~den, un:. Anpassungsprozesse .nIC .t zu 

b · d Der nächste Schritt zur LIberalISIerung konnte aber durchaus m emem unter m en. .. 
Referenztarif mit staatlich gesicherten Mmdestpreisen gesehen werden. 

Der Aufgabe von Preisuntergrenzen könnte somit aus heutiger Sicht e.in möglic~es Ab~ 
sterben der Partikulierschiffahrt gegenüberstehen. Auf d.er and~ren SeIte ~.arf .nIcht un 
berücksichtigt gelassen werden, daß die Partikuliere gewIss~ TeI~verkehre fur dIe Re~d,r 

f'h en die für diese meist unrentabel sind, da sie nur mIt kIemen F~hrzeugen bedIent 
aus dU r k:' Es besteht nicht nur ein großes Abhängigkeitsverhältms, sondern es hat wer en onnen. . . . . 11" 
. h . h Reedern und Partikulieren auch eme ArbeItsteIlung herausknsta ISIert, SIC ZWISC en .. d 

die einer möglichen Ausbeutung entgegensteht. Es gib.t also Gründe, dIe dIe Reeder azu 
bewegen werden, auch in Zukunft die kleingewerblIchen Unternehmer am Leben zu 
erhalten. 

h . h "b h den daß die Partikuliere Gleichzeitig darf in diesem Zusammen ang niC t u erse en wer .' . . 
immer die Käufer der aus Reedersicht unrentablen Fahrzeuge ~md und damit Immer 
gute Verkaufswerte für die ausrangierten Fahrzeuge der Reeder erZIelt werden. 

Obwohl die Aufgabe von Preisuntergrenzen ~~ Hi~bli~k au~ das' Abhängigkeitsve~hält~i~ 
der Partikuliere von den Reedern gewisse RISIken m SIch bIrgt, sprechen folgende Grun 
de gegen staatlich abgesicherte Mindestpreise: 

Die staatlich abgesicherten Mindestpreise verhindern eine .schnelle kap.azitati~e An­
passung oder sie ziehen die Anpassung soweit hinau~, daß e~n gr?ßer Tell. des Bmn~n­
schiffahrtsgewerbes, insbesondere die Partikulierschiffahrt, m WIrtschaftlIche SchWIe­
rigkeiten geraten könnte. 

Das Abhängigkeitsverhältnis der Partikuliere von den großen'. Re~der~ ist zwar ausg~­
prägt, aber eine Ausbeutung durch schlechte Frach~raten, dIe fur dIe ge:a~te ~artl­
kulierschiffahrt schwere Folgen haben könnte, scheIdet desha.lb aus,. we~l m ~Iesem 
Abhängigkeitsverhältnis auch eine Arbeitsteilung liegt und dIe PartlkulIerschiffah~t 

immer eine gute Käuferschicht für die alten Fahrzeuge der Reeder darstellt. DamIt 
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wird das Interesse der Reeder an einem Überleben der kleingewerblichen Verkehrs­
unternehmen immer größer sein als an einem Absterben der Part"ikulierschiffahrt. 

Auf längere Sicht könnte somit durchaus auf staatlich abgesicherte Mindestpreise in 
einem Referenztarifsystem verzichtet werden. 

Summary 

An analysis of the effects of the present fixed freightage system on shipping agents and inland water­
way shipping operators shows that negative effects of the fixed price system, due to the excessive 
freight rate level, are not only feIt by the shipping agents but also on the supply sector with respect 
to capacity and organization. Since a fast change to open market rates appears to be risky in view of 
the existing excess capacity, the introduction of maximum and minimum rates presents itself as 
provisional arrangement. This would require the following measures: 
(1) Reorganization of the committees for merchandise traffic. 
(2) Revision and reappraisal ofrates. 

(3) Adjustment of the ship-breaking campaign to the market situation and the taxation policy. 
(4) Solution of the railway problem and harmonization of the basic conditions for the different 

modes of transportation. 

If the way to the maximum and minimum rates should not be taken, the wrong control impules 
resulting from the fixed freightage system will cause more damage to inland waterway transportation 
in future than open market rates. 

Une analyse des effets du systeme de prix imposes actuel sur les transporteurs et les entreprises de 
transports fluviaux montre que, etant donne le niveau trop eleve du systeme de prix imposes, d,es 
influences negatives sur les transporteurs ainsi que sur la capacite et l' organisation de l' offre decoulent 
de ce systeme de prix imposes. Comme une transition rapide a une formation libre des prix semble 
etre risquee en raison de la surcapacite, l'introduction d'un tarif maximum et d'un tarif minimum 
comme solution interimaire semble adequate. Les mesures suivantes seraient dans ce cas necessaires: 
(1) reorganisation des commissions des frets fluviaux, 
(2) revision et recalculation des tarifs, 

(3) adaptation des actions de demontage a la situation du marche et a la politique fiscale, 
(4) solution du probleme ferroviaire et harmonisation des conditions de base entre les transporteurs. 

Si la possibilite des tarifs maximum et minimum n'est pas prise en compte, l'orientation negative 
decoulant du systeme de prix imposes causera plus de tors a la navigation fluviale qu'une formation 
libre des prix. 
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Die Finanz- und Wirtschaftslage der Deutsche~ ~undesbahn (DB) 
- ein unkalkulierbares Haushaltsnslko? 

VON KURT IRSFELD, BONN 

d · Warnruf in den Haushaltsreden vieler Bundesfinanzminister. Trifft Wir kennen lesen 
er aber auch zu? - In der Tat bedeutet der zunehmende Bedarf der, DB an ~aush~lts­
mitteln eine Gefahr für jeden Etat. Ist dieses Risiko aber unkalkuherbar? Ubersplt zt 

.. en' Wenn Wirtschafts- und Finanzplanungen so berechenbar und ver-konnte man sag . .. . , .. 
"ßl' h ' 'hrer mittelfristigen Vorschau waren WIe dIe der Bundesbahn, stunde es um 

la IC In 1 . d "ff I' h H" d . h die Wirklichkeitsnähe der mehrjährigen. FIna~zplanung . er 0 ent IC en an e SIC, er-
. h b EI'ne Prognose der zukünftIgen FInanzentwIcklung der DB setzt allerdIngs hc esser. . h' 

daß die gegenwärtige Ausgangslage des Unternehmens bekannt 1st . Gerape Ier voraus, , .." R hl 
scheint eine Klärung nötiger als so mancher "IntUItive atsc ag. 

1. Die Eisenbahn im Wandel der wirtschafts-, finanz- und verkehrs­
politischen Rahmenbedingungen nach 1950 

Die Zeit nach 1950 läßt sich für die DB in folgende verkehrspolitische Phasen einteileni ) : 

Eisenbahnpolitische Weichenstellung in der Zeit von 1950 bis 1960 (Tendenz: Ab,?au 
von Wettbewerbsverzerrungen und Intensivierung des Wettbewerbs der Verkehrstrager 
untereinander) . 

Beginn der Liberalisierung in der Verkehrspolitik von 1961 bis 1966; gleichzeit ig 
Vorrang des Straßenbaus. 

"Leber-Plan": 1967 bis 1972 (eine Art zeitlich begrenzte "L~schaktion" zugunsten 
der Eisenbahn, u. a. durch zusätzliche Besteuerung des Straßenguterverkehrs - "Leber­
Pfennig" -). 

Verstärkte betriebswirtschaftliche Überlegungen in der Eisenbahnpolitik ab 1974. 

Mittlerweile ist die Finanz- und Wirtschaftslage der DB eine ~rt Synonym für .. Defizit­
unternehmen geworden. Dabei lautet der Gesetzesbefehl für. dIeses Sondervermogen des 
Bundes genau entgegengesetzt: "Die Deutsche Bu.ndesbahn.Ist unter der Verantw?rtung 
ihrer Organe wie ein Wirtschaftsunternehmen mIt der:n ZIel .. best~r VerkehrsbedIenu~g 
nach kaufmännischen Grundsätzen so zu führen, daß dIe Ertrage dIe Aufwend,ungen eIn­
schließlich der erforderlichen Rückstellungen decken; eine angemessene V ~rzInsu~g ?es 
Eigenkapitals ist anzustreben". Kernpunkt der dahinterstehenden PhilosophIe - dIe SIch 

Anschrift des Verfassers: 

Ministerialrat Kurt Irsfeld 
Bundesverkehrsministerium 
Kennedyallee 72 
5300 Bonn 2 

1) Vgl. Irsfeld, K,. und Posselt, E., Neuere .Entwicklungen bei der Deutschen Bundesbahn, in: Die 
Verwaltung. Zeitschrift für Verwaltungswlssenschaft, 11. Band (1978), S. 33 5 ff. 


